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Starkes Europa nur mit starken Gemeinden

„Keine Vorgaben aus Brüssel für zwischengemeindliche Zusammenarbeit“

Stuttgart / Nördlingen. Wasser, Abwasser, Personennahverkehr, kulturelle und soziale Dienste wollen Gemeinden auch in Zukunft in Eigenverantwortung regeln. Diese Position vertreten rund 500 Kommunalpolitiker aus Bayern und Baden-Württemberg bei einer Veranstaltung des Deutschen Städte- und Gemeindebunds, des Bayerischen Gemeindetags und des Gemeindetags Baden-Württemberg heute in Nördlingen. „Die EU darf kommunale Daseinsvorsorge nicht nur unter wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten beurteilen. Das wird der Rolle unserer Gemeinden nicht gerecht,“ sagte der baden-württembergische Gemeindetagspräsident Roger Kehle.

„Wir brauchen keine Vorgaben aus Brüssel, wenn wir Aufgaben durch zwischengemeindliche Zusammenarbeit erledigen. Das muss von den Regeln des Vergaberechts freigestellt werden. Eine Vereinbarung unter Städten und Gemeinden ist keine marktwirtschaftliche Tätigkeit, sondern fällt unter die kommunale Organisationshoheit,“ sagte Kehle.

Gemeinden beschließen „Nördlinger Thesen“
Die kommunalen Verbände verabschiedeten in Nördlingen folgende Thesen, mit denen sie ihre Position in der Europapolitik stärken wollen:

1. Die öffentliche Daseinsvorsorge ist ein prägender Ausdruck der sozialstaatlichen Tradition Deutschlands. 
2. Die eigenverantwortliche Gestaltung und Kontrolle der Erbringung der Dienste der Daseinsvorsorge durch die demokratisch legitimierten Gemeindevertretungen ist prägender Teil der Identität des EU-Mitgliedstaats Deutschland.
3. Jeder Mitgliedstaat der EU definiert für sich kraft eigener Kompetenz, von wem und wie Daseinsvorsorge zu gewährleisten ist. Dies ist keine Beeinträchtigung des europäischen Binnenmarktmodells, sondern Grundvoraussetzung für das Gelingen des europäischen Integrationsprozesses.

4. Die öffentliche Daseinsvorsorge ist in Deutschland gleichermaßen gemeindliches Recht wie gemeindliche Pflicht. Städte und Gemeinden unterliegen dabei einer vielfältigen sowohl bundes- wie landesgesetzlichen Gemeinwohlbindung. 
5. Die EU darf nicht in die mit der Erfüllung von Daseinsvorsorgeaufgaben verbundene Organisationshoheit der Mitgliedstaaten eingreifen. 
6. Zu der im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland verbrieften gemeindlichen Selbstverwaltungsgarantie gehört auch die kommunale Kooperationshoheit als Ausdruck der kommunalen Organisationshoheit. Die Entscheidung einer deutschen Gemeinde für die Zusammenarbeit mit einer oder mehreren anderen Gemeinden hat keine Binnenmarktrelevanz. 
7. Ziel der EU-Strukturpolitik ist es, gleichwertige Lebensverhältnisse in Stadt und Land herzustellen. Die EU darf sich bei ihrer Strukturpolitik nicht vorrangig auf die Metropolen konzentrieren, zumal über 80 % der EU-Bevölkerung nicht in Großstädten leben.
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